
ARGE der alpinen Vereine in Kärnten
   

2016: Die Kärntner Vereine der ARGE zählen 46.706 Mitglieder
   

Petition an den Kärntner Landtag
Vorbemerkung

Die ARGE der alpinen Vereine Kärntens hat die Bewahrung naturnaher Lebensräume zu einem ihrer vornehmsten

Ziele gemacht. Diesem Anliegen könnten auch künftig – so wie 1980 für die Nockberge – die Instrumente der

direkten Demokratie dienen. Die ARGE begrüßt daher den Beschluss des Kärntner Landtages vom 29.10.2015

betreffend eine Novelle der Kärntner Landesverfassung und insbesondere das unter P.4 geäußerte Bekenntnis zur

Förderung der direkten Demokratie. Nach unserem Verständnis sollte eine solche Förderung den Zugang zu den

Elementen der Basisdemokratie deutlich erleichtern und ihre politische Gewichtung erhöhen:

Hiezu gestatten wir uns, namens unserer über 46.000 Mitglieder folgende

  Anträge samt Begründung einzubringen:

1. Zahl der Unterstützungserklärungen für ein Volksbegehren bzw. eine Volksbefragung:

Volksbegehren  wie  Volksbefragung  sollten  wie  das  –begehren  auf  Bundesebene  bei  Quoren  von

Unterstützern  ermöglicht  werden,  die  sich  an  der  Einwohnerzahl  orientieren,  nämlich bei  5 Promille

(Bundesebene:  1  Promille),  aktuell  somit  ca.  2.800 (Österreich:  ca.  8.600).  Das  gilt  erst  recht  für

Volksbefragungen, die auch in Teilgebieten des Landes durchgeführt werden können.

Begründung:

Unterstützungserklärungen  zur  Einleitung  von  Volksbegehren  oder  Volksbefragungen  auf  Bundes-,

Landes-  oder  Gemeindeebene  müssen  persönlich  am  Gemeindeamt (oder  vor  Gericht  bzw.  Notar)

erfolgen. Das gilt auch für Nationalratswahlen und für die Kandidatur zur Bundespräsidentenwahl. Im

Wissen um die Problematik des faktischen Verzichts auf das Wahlgeheimnis ist die geforderte Zahl an

Unterstützern in der Regel maßvoll:

• Bundespräsidentenwahl: österreichweit 6.000 

• Nationalratswahl: österreichweit 2.600 (davon im Landeswahlkreis Kärnten: 200)

• Bundes- Volksbegehren: 1Promille der Wohnbevölkerung (ca. 8.600)

• Landesvolksbegehren: 3.000

 Dagegen ist die Zahl bei Landesvolksbefragungen mit 15.000 äußerst hoch.

- Die gegenwärtig sehr unterschiedliche Zahl an geforderten Unterstützern (Volksbegehren: 3.000 bzw.

Volksbefragung  15.000)  hat  keinen  erkennbaren  sachlichen  Hintergrund.  Ebenso  wenig  ist

nachvollziehbar, dass für eine Kandidatur zum Nationalrat im Wahlkreis Kärnten 200 und für eine solche

zur  Bundespräsidentenwahl  österreichweit  6.000,  für  die  Beantragung  einer  Kärntner

Landesvolksbefragung aber 15.000 (!) Unterstützungserklärungen erforderlich sind.



- Gänzlich unverständlich wird die geforderte Zahl an Unterstützern bei regionalen Befragungen, wenn das

betreffende Gebiet womöglich gar keine 15.000 Einwohner zählt. 

- Die  Erstfassung  des  Landes-Volksbefragungsgesetzes  aus  1974  sah  noch  vor,  auf  Sammellisten zu

unterschreiben.  Das  Gemeindeamt  hatte  nur  zu  prüfen,  ob  die  Unterzeichner  der  Sammelliste

wahlberechtigt sind. Bei dieser Vorgangsweise konnten im ersten Anwendungsfall,  betr. die Initiative

zum Schutz der Nockberge, binnen 2 Monaten mit höchster Anstrengung über 18.000 Unterschriften

gesammelt und auf dem Weg über die Volksbefragung vom 7. 12. 1980 der Schutz des Gebietes, somit

letztlich der heutige Biosphärenpark realisiert werden. Inzwischen wurde aus verständlichen Gründen die

jetzige Form der Unterstützungserklärung eingeführt, völlig unverständlicher Weise aber die Latte von

nunmehr kaum erreichbaren 15.000 Unterzeichnern belassen.   Das sind 2.7 % der Wohnbevölkerung

oder  das  27-fache  Quorum  eines  Bundesvolksbegehrens  bzw.  das  75fache  (!)  betr.  eine

Kandidatur zum Nationalrat in Kärnten.

2. Die  Werbung:  (Plakate  im  öffentlichen  Raum,  etc.)  für  Volksbegehren  bzw.  –befragungen  sollte

denselben Freiraum erhalten wie ihn politische Parteien im Vorfeld von Wahlen haben.

3. Volksbefragung: Die Wahllokale müssen verbindliche Mindestöffnungszeiten, darunter eine einheitliche

„Kernöffnungszeit“ von 8 – 12Uhr einhalten.

Begründung: Bei  der Volksbefragung von 1980 plakatierten  die Initiatoren nach Rückfrage bei  der

Landeswahlbehörde  15.000mal  ´7.  Dez.  1980,  8 – 12 Uhr`.  Dann schlossen  17 Gemeinden  ihre

Wahllokale bereits um 10.30h bzw. 11 Uhr, andere – womöglich die Nachbargemeinde - hatten bis 16 h

geöffnet. Das war für den Bürger unüberschaubar. Eine Beschwerde bei der Landeswahlbehörde wurde

mit dem Hinweis auf die Gemeindeautonomie abgewiesen.

4. Keine vollendeten Tatsachen: Vom Zeitpunkt der Rechtskraft des Bescheides der Landeswahlbehörde,

mit dem eine Volksbefragung bzw. ein Volksbegehren für zulässig erklärt wird, bis zur Rechtskraft der

Feststellung des Gesamtergebnisses darf die Landesregierung nur bei Gefahr im Verzug einen Beschluss

fassen, der die Durchführung der angeregten Maßnahmen unmöglich macht oder wesentlich erschwert

oder  sonst  in  der  zur  Abstimmung  stehenden  Angelegenheit  wesentliche  Entscheidungen  trifft

(Landesgesetz Salzburg). 

5. Lehnt  es  der  Landtag  ab,  einem Volksbegehren,  das  von  wenigstens  10  % der  Stimmberechtigten

gestellt  wurde, Rechnung zu tragen, so ist  diese Sache einer Volksabstimmung zu unterziehen (Am

Beispiel der Landesverfassung Vorarlberg, § 33.5).

Der Landtag möge daher im Rahmen der Novellierung der Kärntner Landesverfassung

betreffend die rechtlichen Grundlagen der Instrumente der direkten Demokratie die in den

Punkten 1. bis 5. samt Begründung aufgezeigten legistischen Vorschläge beschließen.

Kontakt: ARGE der alpinen Vereine Kärntens. P. A. Dr. Herwig Gräbner, Höhenstr.3, 9800 Spittal

04762-42384. - hgaebner@aon.at.
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